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"Die mir am 9. 6.1971 übermittelte schriftliche 
, ,-

Anfrage der Abgeordneten zum NationalratDr. F r a'us ehe r 
und Genossen, Z 638/j-NR/1971 vom8.6.197Ibetreffend 

r ~" Dienstpostenplan d'esJust.izressorts für. 1972 b,eBhre ich " -, . '-. 

mich wie folgt zu beantwo~ten:, '. i';,j I ! :' ; 

"', Frage 1: "Vielehe Anzahl von Dienstposten an Richtern, 
Staatsanwälten und nichtrichterlichen Beamten wurde von 
den Oberlandesgerichtspräsidenten und Oberstaatsanwälten 
in Wien, Graz, Linz und Innsbruck für den Dienstpostenplan 

~; ... ,,-" . . : 
1972 beantragt?" 

"" 

Von den Präsidenten der Oberlandesgerichte und 
". 

'Oberstaatsanwälten wurden insgesamt folgende Dienstposten 
- "an Richtern, Staatsam'läl ten und nichtrichterlichen Bediensteten 

(Beamten und Vertragsbediensteten) zur Aufnahme in den 
Dienstpostenplan für das' Jahr, 1972 beantragt:;'· 

I". 

".:,J 

"r 

OLG Wien 
OStA Wien 
OLG Graz 

; 

OStA Graz 
OLG Linz 
OStA Linz 

·OLG Innsbruck 
OStA Innsbruck 

Surnme 

Richter 
'Ue RiAA 

705 
., .. 

," .. 

337 

303 

171 

Staatsan- n~r~ Be-
., wäl te ' dienstete Summe 

2432 3137 
.:.:', : .i , ...... .. " .... 

95 95 
. ' ..... .... 

1195 1532 .. 

34 
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34 
932 1235 

28 28 
494 665 

17 17 
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Frage 2: ItVlelche Teile diesel" .Anforderungen 

haben Sie bereits im Bereiche des Justizministeriums 
abgelehnt und welche Zahlen haben S.ie gegenüber dem 
Bl.lndesl;:anzleramt als Forderung angemeldet? tI 

Im Bereiche des BW1desminister.iums für Justiz 
"mrden folgende rreile der An,forderung nicht übernommen: 

35 Dienstpostenfür Richter, , 
5 Dienstposten für S'taatsanwdlte 

........ --..... ", .... __ ... 22 Dienstposten für n1r1 Bedienstete 

Die verbleibenden Zahlen v!Urden vom Bundes-
'ministeriura für Justiz den bü:;}J.er mit dem BWldesl:anzler­

amt gefUhl~ten Besprechw1gen über die-'; Erstellung des Dienst­
postenplanes 1972 zu Grunde gelegt. Die Besprechungen 
trugen beiderse! ts unverbin.dlichen Charah:ter und wurden 

. bisher noc~1 nicht abgeschlossen. ',' ,: ..... ,,:;' I.~' ... f; . 

. Frage 3 : "In welcher Htihe hat das B-undeskanzler­
a~t bzw.dasBundesministeriumfü~ Finanzen den unter 2) 

'von Il'men gestellten Forderungen zugestimmt? n 

t'·':" ·e;;.,: .. Ich verweise auf meine Antwort auf di.e Frage 2) • 
',:-. , 

_ ..... .' " . ;: .. ;:; Frage 4: "Wird mit denvom"- Bund8s1:anzler~rnt zu-

-~~st~nderien Dienstposten im Hinblick auf die zu be-
r' . i" /" 
-, .. ··cschließenden gesetzlichen I'-1aßnahmen das Auslangen ge-

funden werden kön.l1en? fl 
: 'r: ... ~ 

Ich vervleise auf meine Antwort auf. die Frage 2) 0 

, "!', 

. Zusammenfassend wiederhole ich meine schon'bisher 
abgegebenen Erklärungen, daß die Durchführung des vom 
Nationalrat beschlossenen Strafrechtsänderungsgesetzes 
eine ausreichende Anzahl von Dienstposten für Richter, 

~.--~ 0<_ .... ••• .. -·Staatsanwälte, 'nichtrichterliche 'Bedienstete'und 'J'\v"':Beamten 

erfordern wird. Insbesondere verweise ich auf meine Aus-
' __ ·.'A"· -"··'··führungenausAnlaß 'der 'Ver'abschiedungdes 'Strafrechts­

änderungsgesetzes in der Sitzung des Nationalrates am 
9.Juli 1971. Damals habe ich meiner Hoffnw1g und Zuver-

.,' -...... ; sicht Ausdruck gegeben J daß die gesetzgebenden Körper­
schaften, die das Strafrechts~nderungsgesetz be-
schlossen haben, auch die für die Durchführung des 
Gesetzes erforderlichen Dienstposten für 1972 be­

\'lillir~en werden. 
29.Juli 1971 

Der Bundesminister: 
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